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Änderungsantrag 

der Abgeordneten Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn, Kerstin Andreae, Beate 
Müller-Gemmeke, Markus Kurth, Corinna Rüffer, Brigitte Pothmer und der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 


zu der zweiten Beratung des Gesetzentwurfs der Bundesregierung 
- Drucksachen 18/8041, 18/8909 - 


Entwurf eines Neunten Gesetzes zur Änderung des Zweiten Buches 
Sozialgesetzbuch - Rechtsvereinfachung 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Artikel 1 wird wie folgt geändert: 

1 . Nummer 25 wird wie folgt gefasst: 

,25. § 3 1 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Die Wörter „oder deren Kenntnis“ werden gestrichen. 

bb) In Nummer 1 wird die Angabe „1 Satz 6“ durch die Angabe 
„3 Satz 3“ ersetzt. 

b) Absatz 2 Nummer 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Vor dem Wort „Belehrang“ wird das Wort „schriftlicher“ 
eingefugt. 

bb) Die Wörter „oder deren Kenntnis“ werden gestrichen. ‘ 

2. Nach Nummer 25 werden die folgenden Nummern 26 und 27 eingefugt: 

,26. § 3 la wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz I werden die Wörter „in einer ersten Stufe“ gestri- 
chen. 

bb) Die Sätze 2 bis 6 werden durch folgenden Satz ersetzt: 

„Ist eine Pflichtverletzung festgestellt worden und werden in 
dem Minderungszeitraum nach § 3 Ib Absatz 1 Satz 3 weite- 
re Pflichtverletzungen festgestellt, treten diese Minderangen 
zu bestehenden Minderangen hinzu.“ 



Drucksache 18/8923 


- 2 - 


Deutscher Bundestag — 18. Wahlperiode 


b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) Leistungen nach § 22 sind von Leistungsminderungen 
nach Absatz 1 ausgenommen.“ 

27. § 3 Ib Absatz 1 Satz 4 wird wie folgt gefasst: 

„Der Träger kann die Minderang des Auszahlungsanspruchs unter Be- 
rücksichtigung aller Umstände des Einzelfalls auf sechs Wochen verkür- 
zen, wenn der erwerbsfähige Leistungsberechtigte nachträglich seinen 
Pflichten nachkommt.“ ‘ 

3. Die bisherigen Nummern 26 bis 53 werden die Nummern 28 bis 55. 


Berlin, den 21. Juni 2016 

Katrin Göring-Eckardt, Dr. Anton Hofreiter nnd Fraktion 


Begründung 


Zu 1. 

Zu Nr. 25) 

Nach den bisherigen Regelungen in § 3 1 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 Nummer 2 SGB 11 war als Voraussetzung 
für Sanktionen neben der (in der Regel schriftlichen) Belehrung über die Rechtsfolgen bei Pflichtverletzungen 
auch deren Kenntnis durch den Leistungsempfanger ausreichend. Die zweite Alternative „oder deren Kenntnis“ 
führte in der Praxis zu Rechtsunsicherheiten bei den am Verfahren Beteiligten und in der Folge zu vermehrten 
Widersprüchen und Klagen. Die neue Regelung beschränkt das Erfordernis auf die schriftliche Rechtsfolgen- 
belehrung. Durch die ersatzlose Streichung der Alternative „oder deren Kenntnis“ werden die Regelungen im 
Sinne der Rechtssicherheit vereinfacht und die Verwaltung durch den zu erwartenden Rückgang der Widerrufs- 
verfahren und Klagen entlastet. 

Durch das Einfügen des Erfordernisses der Schriftlichkeit der Belehrung in § 3 1 Absatz 2 Nummer 2 SGB 11 
wird zum einen die bisherige Ungleichbehandlung zu den Fällen des Absatzes 1 aufgehoben, zum anderen wer- 
den die den Verwaltungsaufwand unnötig erhöhenden Beweisschwierigkeiten für die Verfahrensbeteiligten ver- 
mieden. 

Zu 2. 

Zu Nr. 26) 

Zu a) 

Bisher sahen die Rechtsfolgen in § 31a SGB 11 bei Pflichtverletzungen nach § 3 1 SGB 11 abgestufte Leistungs- 
minderangen vor. Bei der ersten Pflichtverletzung erfolgte eine Leistungsminderang um 30 Prozent, bei der ers- 
ten wiederholten Pflichtverletzung um 60 Prozent. Bei jeder weiteren wiederholten Pflichtverletzung entfiel das 
Arbeitslosengeld 11 vollständig. Der durch diese und weitere Unterscheidungskriterien sehr komplexe § 31a 
SGB 11 führte bei der Feststellung der Sanktionen und dem Vollzug in der Praxis zu einem hohen Verwaltungs- 
aufwand und zu einem erhöhten Risiko für die Fehleranfälligkeit. 

Durch die neue Regelung werden die Sanktionsregelungen vereinfacht und die Rechtsfolgen vereinheitlicht. 
Dies führt zu einer Reduzierang des Verwaltungsaufwandes sowie des Fehlerrisikos im Bereich der Sachbear- 
beitung und der Widersprachsstellen. 

Künftig wird bei jeder Pflichtverletzung nach § 3 1 SGB 11 eine Minderang des Arbeitslosengeldes 11 oder des 
Sozialgeldes um 30 Prozent des für die erwerbsfähige leistungsberechtigte Person nach § 20 SGB 11 maßgeben- 
den Regelbedarfs erfolgen. Folgen weitere Pflichtverletzungen und werden diese im laufenden Minderangszeit- 
raum nach § 3 Ib Satz 3 SGB 11 der vorhergehenden Minderang festgestellt, werden die Minderangsbeträge für 
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die Monate, in denen sich die Minderungen überschneiden, kumuliert. Hinsichtlich des Minderungszeitraumes 
ist jede Minderung gesondert zu betrachten. Endet der Minderungszeitraum einer vorhergehenden Minderang, 
bleibt die nachfolgende Minderang hiervon unberührt. Der Minderangsbetrag ist dann entsprechend zu kürzen. 
Diese Regelung ist angelehnt an § 32 Absatz 1 Satz 1 SGB II, der bei Meldeversäumnissen bereits eine solche 
einheitliche Rechtsfolgenregelung vorsieht. 

Zu b) 

Durch die neue Regelung in § 31a Absatz 2 sind künftig Bedarfe für Unterkunft und Heizung nach § 22 SGB II 
von Leistungsminderungen nach Absatz 1 ausgenommen. Bisher wurde der Minderangsbetrag (30 Prozent, 
60 Prozent) vom gesamten Arbeitslosengeld II abgesetzt, beziehungsweise in dritter Stufe entfiel das Arbeitslo- 
sengeld II vollständig, so dass auch Bedarfe für Unterkunft und Heizung von der Minderang betroffen sein 
konnten. Dies ist nunmehr nicht mehr möglich. Wohnungslosigkeit und drohender Wohnungsverlust sind regel- 
mäßig zentrale Hindernisse bei der Integration in Arbeit beziehungsweise dem Erhalt des Arbeitsplatzes. Zudem 
muss Obdachlosigkeit auch im Hinblick auf die mit Wohnungsverlusten einhergehenden weitreichenden sozi- 
alen Folgen für die Betroffenen und die erheblichen finanziellen Auswirkungen für die Kommunen (insbeson- 
dere die Kosten für die öffentliche Unterbringung) vermieden werden. Sanktionen bei Pflichtverletzungen sol- 
len deshalb nicht dazu führen, dass Leistungsberechtigten die finanzielle Grundlage für die Zahlung ihrer Miete 
entzogen wird und sie ihren Wohnraum verlieren. Dies wäre insbesondere für Familien mit Kindern eine beson- 
dere Härte. Leistungsminderungen sind somit künftig auf die Bestandteile des Arbeitslosengeldes II, die nicht 
zu den Leistungen nach § 22 SGB II zählen, zu beschränken. 

Der neue Absatz 2 ersetzt den alten Absatz 2, der schärfere Sanktionsmöglichkeiten für Unter-25-Jährige vorge- 
sehen hatte. Mit der Änderung soll bewirkt werden, dass bei Unter-25-jährigen Erwachsenen Pflichtverletzun- 
gen nicht zu anderen Rechtsfolgen führen als bei Über-25-Jährigen. Nach geltendem Recht werden Unter-25- 
jährigen Erwachsenen nach der ersten Pflichtverletzung alle Leistungen mit Ausnahme der Kosten der Unter- 
kunft gekürzt. Bei einer wiederholten Pflichtverletzung entfallen bei den Unter-25-jährigen Erwachsenen auch 
die Kosten der Unterkunft. In der Fachwelt und im politischen Raum besteht ein weitgehender Konsens darüber, 
dass diese Regelung abzuschaffen ist. In vielen Fällen führt sie zu sozialen Härten bis hin zur Wohnungslosig- 
keit, in der Folge kann auch der Kontakt zu den jungen Erwachsenen abbrechen und sie ist zudem verwaltungs- 
aufwändig. 

Zu Nr. 27 

In dieser Regelung erfolgt eine Angleichung der Sanktionsvorschriften für die Personenkreise der unter 25- und 
über 25-Jährigen. Bisher gab es lediglich für erwerbsfähige Leistungsberechtigte, die das 25. Lebensjahr noch 
nicht vollendet haben, unter gewissen Umständen die Möglichkeit, den Minderangszeitraum zu verkürzen. Rea- 
gierte ein erwerbsfähiger Leistungsberechtigter über 25 Jahre auf eine Minderang, indem er seine Pflichten nun- 
mehr erfüllte, so bestand nach der bisherigen geltenden Rechtslage keine Möglichkeit, dies in Form einer Ver- 
kürzung der Minderangszeit zu honorieren. Die Neuregelung sieht, unabhängig vom Alter des erwerbsfähigen 
Leistungsberechtigten, die Möglichkeit des Trägers vor, den Minderangszeitraum unter Berücksichtigung aller 
Umstände des Einzelfalls auf sechs Wochen zu verkürzen. Dies wird beispielsweise in der Regel der Fall sein, 
wenn der erwerbsfähige Leistungsberechtigte seine Pflichten nachträglich, nach Feststellung der Pflichtverlet- 
zung, tatsächlich erfüllt. Hiermit wird ein Positivanreiz zur Nachholung des gewünschten Verhaltens geschaffen 
und das Prinzip des Fördems und Fordems unterstützt. 

Zu 3. 

Es handelt sich um Folgeänderangen. 
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